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Einführung
Die Frage, inwiefern wir gegenwärtig 
Zeugen einer historischen Zäsur hin-
sichtlich der politischen und wirt-
schaftlichen Entwicklungen Chinas 
sind, wird derzeit so kontrovers disku-
tiert wie selten und ist nicht mehr nur 
auf die Kreise der Fachwissenschaft be-
schränkt. Es überwiegt der Eindruck 
einer tiefgreifenden Veränderung von 
Chinas Rolle in der Welt, die je nach 
Sichtweise den Aufstieg Chinas nun-
mehr auch zur politischen Großmacht, 
wenn nicht gar die Etablierung eines al-
ternativen, chinesischen Weltordnungs-
entwurfs repräsentieren. Negativ ge-
wendet wird das robuste Auftreten der 
Volksrepublik auf internationalem Par-
kett als Stabilisierungsversuch der kom-
munistischen Parteidiktatur gewertet. 
Mittels der Rhetorik des Wiederauf-

/// Quo vadis China?

stiegs der chinesischen Nation soll 
demzufolge den potenziellen Gefahren 
des sinkenden Wirtschaftswachstums 
auf die Regimestabilität ebenso wie 
auch einer Infragestellung des Modells 
autoritär gelenkter Transformation ent-
gegengewirkt werden. So hat Daniel 
Lynch erst kürzlich in einem Beitrag für 
die Zeitschrift Foreign Affairs argu-
mentiert, dass das chinesische Reform-
modell an seine Grenzen gelangt sei 
und nur durch Aufgabe zentral gelenk-
ter Kontrolle weiter prosperieren kön-
ne.1 Die Reaktionen auf den Machtzu-
wachs Chinas und die Verschiebung 
der internationalen Kräfteverhältnisse 
sind somit weitgefächert2 und reichen 
von einer positiven Wahrnehmung des 
wachsenden wirtschaftlichen Einflus-
ses in der Region bis hin zur verstärkten 
militärischen Anlehnung von Anrainer-

NATIONALE IDENTITÄT IM WANDEL: 
CHINESISCHE AUSSENPOLITIK IN DER 
ÄRA XI JINPING
DANIEL LEESE /// Der selbstbewusst-nationalistische Ton, der unter Xi Jinping Einzug 
in die offizielle Rhetorik gehalten hat, befeuert Spekulationen über ein zunehmend 
aggressives außenpolitisches Auftreten der Volksrepublik China, insbesondere im 
Streit um Territorialfragen. Der Artikel ordnet aktuelle Debatten in längere histori-
sche Entwicklungen ein und benennt gegenwärtige Spannungsfelder.
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staaten wie den Philippinen an die Ver-
einigten Staaten. 

In der Volksrepublik China lässt sich 
hingegen die Suche nach einem neuen 
Selbstverständnis in der Welt beobach-
ten. Hierbei wird häufig weit in die Ver-
gangenheit zurückgegriffen, um eine 
Sonderrolle in der Gegenwart zu legiti-
mieren. So hat etwa Zhang Weiwei, Po-
litikwissenschaftler und vormaliger Di-
plomat, in seiner zunächst 2011 auf Chi-
nesisch erschienenen und ein Jahr spä-
ter auch in Englisch publizierten Mono-
graphie „The China Wave. Rise of a Ci-
vilizational State“ auf die Überlegenheit 
des chinesischen Modells verwiesen 
und eine grundlegende Veränderung der 
gegenwärtigen Weltordnung aufgrund 
des Aufstiegs Chinas als „zivilisatori-
schem Staat“ vorausgesagt.3 Zur Be-
gründung verwies er dabei unter ande-

rem auf die einzigartigen Charakteristi-
ka der chinesischen Nation, die er als 
„four supers“ (in Bezug auf territoriale 
Größe, Bevölkerungszahl, Traditionen 
und Kultur) und „four uniques“ (in Be-
zug auf Sprache, Politik, Gesellschaft 
und Wirtschaft) zu definieren versuch-
te. Diese Form der Selbstorientalisie-
rung im Dienste politischer Interessen, 
die jegliche Vergleichbarkeit von Nor-
men und Strukturen einer Betonung der 
nationalen Einzigartigkeit unterordnet, 
hat zunehmend auch in politischen 
Kreisen Konjunktur. 

Im vergangenen Jahr veröffentlichte 
der an der Qinghua Universität in Pe-
king lehrende Politikwissenschaftler 
Daniel Bell ein Buch mit dem Titel „The 
China Model“, in dem er die Vorteile 
des chinesischen Systems eher innenpo-
litisch argumentierend hervorhob und, 

Chinas Wirtschaft wächst und die internationalen Kräfteverhältnisse verschieben sich.
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gestützt auf die konfuzianische Traditi-
on, der Demokratie westlicher Prägung 
ein meritokratisches Modell der Besten-
auslese gegenüberstellte.4 Auch hier wer-
den Elemente des politischen Systems 
der Volksrepublik und insbesondere der 
konfuzianischen Tradition als Vorbild 
für die Weltgemeinschaft herausgestellt. 
Bezeichnend für den Denkansatz ist un-
ter anderem ein Vergleich in der Einlei-
tung, der die abrupte Aufstiegsmöglich-
keit potenziell ungeeigneter politischer 
Kandidaten im US-Wahlsystem mit der 
jahrzehntelangen Selektion im Rahmen 
der kommunistischen Kaderrotation 
und Kaderbewertung vergleicht. So 
habe Xi Jinping seine politischen Fähig-
keiten erst durch viele Stationen politi-
scher Bewährung in unterschiedlichen 
Regionen Chinas demonstrieren müs-
sen, während Obama (das Phänomen 
Trump war zum Zeitpunkt der Druckle-
gung noch nicht abzusehen) weitgehend 
ohne politische Vorkenntnisse die Präsi-
dentschaft habe erringen können. Bell 

argumentiert hierbei zwar weniger leni-
nistisch als aus der konfuzianischen 
Tradition der Selbstprüfung heraus. Er 
betont aber nicht zuletzt die Bewer-
tungskriterien im Rahmen der Überprü-
fungen durch die jeweiligen Organisati-
onsabteilungen der Kommunistischen 
Partei (etwa „Wirtschaftswachstum“ 
oder „soziale Stabilität“) sowie den Ein-
fluss von Netzwerken nicht ausreichend. 

Bei den genannten Titeln handelt es 
sich keineswegs um Einzelmeinungen, 
sondern die Studien basieren auf einer 

Reihe von Forschungen unterschiedli-
cher chinesischer Theoretiker wie Yan 
Xuetong, Jiang Qing oder Zhao Ting
yang, die häufig unter Rückbezug auf 
eine idealisierte und ihrer historischen 
Komplexität beraubten „chinesischen“ 
Tradition die Einzigartigkeit der chine-
sischen Politik betonen. Im Folgenden 
werden zwei Spannungsfelder benannt, 
an welchen die gegenwärtigen politi-
schen Veränderungen und Identitäts-
konflikte im Kontext der chinesischen 
Außenpolitik besonders markant her-
vortreten.

Großmachtdiskurse
Seit dem Amtsantritt von Xi Jinping als 
Staatspräsident der Volksrepublik Chi-
na und Generalsekretär der Kommunis-
tischen Partei Chinas scheint ein zentra-
les außenpolitisches Mantra der frühe-
ren Reformperiode außer Kraft gesetzt 
worden zu sein. Im Gefolge der Nieder-
schlagung der Protestbewegung auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens 
und der weitgehenden Isolierung Chi-
nas auf internationalem Parkett hatte 
Deng Xiaoping die Maxime ausgegeben, 
dass die Volksrepublik sich einstweilen 
außenpolitisch zurücknehmen, ihr 
„Licht unter den Scheffel stellen und 
den rechten Augenblick abwarten“ (tao-
guang yanghui) müsse, um die eigenen 
wirtschaftlichen Reformziele ungestört 
erreichen zu können. Diese Zurückhal-
tung ist einem zunehmendem Selbstbe-
wusstsein der Volksrepublik gewichen, 
das sich primär auf wirtschaftliche Stär-
ke und historisch-kulturell abgeleitete 
Größe stützt. Bereits in der zweiten 
Amtszeit der Regierung Hu Jintao und 
Wen Jiabao ließen sich hierfür Anzei-
chen erkennen, insbesondere nach der 
vergleichsweise robusten Bewältigung 
der Weltwirtschaftskrise durch die 

Chinesische Debatten um alternative 
WELTORDNUNGSENTWÜRFE betonen
Meritokratie und friedliche Entwicklung.
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Volksrepublik China, wenngleich die 
ineffiziente Verwendung der massiven 
staatlichen Hilfspakete noch erhebliche 
Probleme nach sich ziehen wird. 

Unter Mao Zedong war die Volksre-
publik China zumindest phasenweise 
noch berüchtigt für ihre aggressive  
außenpolitische Klassenkampfrhetorik 
und auch Deng Xiaoping selbst hatte 
seine Durchsetzung zum politischen 
Führer Chinas 1979 mit einem außen-
politischen Abenteuer in Vietnam be-
gonnen.5 Großmachtpolitik und Bevor-
mundung anderer Staaten lehnten beide 
jedoch entschieden ab. Vielmehr propa-
gierte Deng eine Rückkehr zu den „Fünf 
Prinzipien friedlicher Koexistenz“ der 
1950er-Jahre und die Teilnahme Chinas 
am Aufbau einer globalen Wirtschafts-
ordnung. Die absehbare Zunahme an 
wirtschaftlichem und politischem Ein-
fluss der Volksrepublik dürfe niemals  
in einen Hegemonialanspruch umschla-
gen, so Deng in einer Rede 1990,  
oder Chinas Standpunkt an der Seite  
der Dritte-Welt-Staaten unterminieren.6 
Aktuelle Kommentare beziehen sich 
ausdrücklich auf die Weiterentwicklung 
der Thesen Deng Xiaopings und verwei-
sen auf die veränderten politischen Um-
stände. Wenngleich Hegemonialstreben 
noch immer abgelehnt wird, ist nicht 
länger Zurückhaltung, sondern die akti-
ve und energische (fenfa youwei) Verfol-
gung konkreter außenpolitischer Ziele 
zum neuen Leitmotto der Außenpolitik 
geworden.7

In diesem Kontext hat Xi Jinping die 
Volksrepublik China mehrfach als Groß-
macht (daguo) bezeichnet, die allerdings 
anders als zu Zeiten des Kalten Krieges 
nicht nach machtpolitischen Nullsum-
menspielen trachte, sondern mit den 
Vereinigten Staaten eine „neue Art der 
Großmachtbeziehung“ eingehen wolle 

(xinxing daguo guanxi). Diese Bezie-
hungen sollten durch den Verzicht auf 
Konfrontation, gegenseitigen Respekt 
und Win-win-Kooperationen geprägt 
sein.8 Das bereits vor Amtsantritt Xis un-
ter anderem vom hochrangigen Diplo-
maten Dai Bingguo entwickelte Konzept 

wurde offiziell im Juni 2013 während Xi 
Jinpings Auslandsbesuch in den Verei-
nigten Staaten lanciert und von der ame-
rikanischen Seite zunächst auch über-
nommen.9 Kritik an der darin enthalte-
nen Aufwertung der Volksrepublik, 
ohne dass diese einen Nachweis für ei-
nen dauerhaft konstruktiven Beitrag zur 
Gestaltung der Weltordnung erbracht 
habe, sowie die implizite Bestätigung ei-
ner chinesischen Vormachtstellung im 
Pazifik, führte zum einstweiligen Ver-
zicht der Verwendung des Konzepts in 
der amerikanischen Chinapolitik. 

Der Kurswechsel in der chinesischen 
Selbstdarstellung von einer Charakteri-
sierung als Entwicklungsland hin zum 
Großmachtstatus ist auch innenpoli-
tisch nicht unumstritten, denn die Au-
ßenwahrnehmung dieser Veränderun-
gen führten, nicht zuletzt im Kontext 
des Streites um die Senkaku / Diaoyu-
Inseln, bei südostasiatischen Anrainer-
staaten zu vermehrten Sorgen vor chine-
sischer Dominanz oder der amerikani-
schen Zusicherung gegenüber Japan, 

In der Außenpolitik sollen die 
Ziele AKTIV und energisch verfolgt 
werden.
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nicht an deren Hoheitsrechten über die 
Inselgruppe zu zweifeln. Hier zeigt sich 
ein Dilemma, welches unter Hu Jintao 
bereits in Verbindung mit der Verwen-
dung des Slogans des „friedlichen Auf-
stiegs“ (heping jueqi) Chinas virulent 
geworden war. Letztlich entschied man 
sich für die Ersetzung des Konzepts mit 
dem Ausdruck der „friedlichen Ent-
wicklung“ (heping fazhan) der Volksre-
publik China, um keine Abwehrbünd-
nisse zu provozieren. Auch Xi Jinping 
musste erkennen, dass die Rhetorik von 
Kooperation und friedlicher Entwick-
lung bei gleichzeitiger massiver Beto-
nung von Hoheitsinteressen im Südchi-
nesischen Meer negative politische Kon-
sequenzen zeitigt. So betonte er 2014 in 
einem Gespräch, unter anderem mit Ni-
colas Berggruen, dass die „Thukydides-
Falle“, die Bildung von Bündnissen eta-
blierter Staaten, um einen neu aufstre-
benden Staat kleinzuhalten, unbedingt 
vermieden werden müsse.10 Es liege 
nicht in den „chinesischen Genen“, He-
gemonie anzustreben. Die historische 
Dimension weltpolitischer Machtver-
schiebungen ist der chinesischen Füh-
rung auch in den Jahren zuvor stets prä-
sent gewesen. Das Politbüro veranstalte-
te gar Studiensitzungen, in welchen his-
torische Beispiele wie der Aufstieg des 
Deutschen Reichs diskutiert, oder His-
toriker wie Paul Kennedy eingeladen 
wurden, um nach Wegen der Vermei-
dung von Konflikten bei Veränderungen 
des globalen Machtgefüges zu suchen. 

So bemerkenswert die Tatsache der 
Suche nach internationalen Vergleichs-
fällen ist, so problematisch ist die pri-
mär utilitaristische Herangehensweise 
an historische Fragestellungen. Die bio-
logistisch fundierten Aussagen Xi Jin-
pings berufen sich auf den Mythos der 
„friedlichen Außenpolitik“ Chinas in 

der Vergangenheit, indem etwa die ge-
waltigen Eroberungszüge der Qing-Dy-
nastie, welche nicht zuletzt die Mongo-
lei, Tibet und Xinjiang in ihren imperia-
len Reichsverband integrierten, als nati-
onale und damit innerchinesische Ange-
legenheit betrachtet werden, statt das 
imperiale Erbe des Kaiserreichs und die 
daraus resultierenden ethnischen Kon-
flikte der Gegenwart kritisch zu hinter-
fragen.11 Der keineswegs aus der chine-
sischen Tradition, sondern aus der poli-
tischen Rhetorik der Khitan und Mon-
golen stammende Begriff „daguo“, der 
heute für den modernen Großmachtbe-
griff verwendet wird, verweist somit auf 
ein fundamentales Problem der gegen-
wärtigen chinesischen Außenpolitik: 
Für eine friedliche Entwicklung ist vor 
allem Vertrauen in die Verlässlichkeit 
und Berechenbarkeit der chinesischen 
Führung notwendig. Die politisch moti-
vierten Rückgriffe auf die eigenen Tradi-
tionen sind in Verbindung mit dem teil-
weise sehr robusten Vorgehen – insbe-
sondere im Südchinesischen Meer – al-
lerdings nur wenig geeignet, dieses Ver-
trauen entstehen zu lassen.

Nationale Kerninteressen und 
internationale Kooperation

Die Auswirkungen des politisch deter-
minierten Rückgriffs auf die Vergangen-
heit wirken unmittelbar auf ein zweites 
zentrales Spannungsfeld der chinesi-

Vertrauen in die Berechenbarkeit 
der chinesischen Führung ist wichtig
für eine FRIEDLICHE Entwicklung.
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schen Außenpolitik, dem Verhältnis der 
Verteidigung sogenannter nationaler 
„Kerninteressen“ (hexin liyi) und der 
Integration in bestehende Strukturen 
von Weltpolitik und Weltwirtschaft. 
Während bei Ausbruch der Kulturrevo-
lution 1966 die Volksrepublik China in-
ternational weitgehend isoliert war, er-
folgte bereits in den frühen 1970er-Jah-
ren eine partielle Anerkennung interna-
tionaler Vereinbarungen, etwa im Be-
reich der Umweltpolitik. Nach Beginn 
der Reformperiode ist die Integration 
der Volksrepublik China in internatio-
nale Organisationen und der Beitritt zu 
wichtigen Handelsabkommen, insbe-
sondere der WTO-Beitritt 2001, zu ei-
nem wesentlichen Kennzeichen chinesi-
scher Außenpolitik geworden. Wirt-
schaftliche Kooperation und Vernet-
zung war und ist zentral für die Ermög-
lichung von Chinas wachsendem welt-
politischem Gewicht. Trotz des gegen-
wärtigen Versuchs, die primär exportge-
triebene chinesische Wirtschaft zu-
künftig in Richtung einer verstärkt auf 
Binnenkonsum gestützten Volkswirt-
schaft umzuwandeln, bleiben globale 
Handelsbeziehungen ein Kernpfeiler 
chinesischer Außenbeziehungen, gerade 
in Zeiten abnehmender einheimischer 
Wachstumsraten. Aller Großmachtdis-
kurse zum Trotz ist das durchschnittli-
che Pro-Kopf-Einkommen in der Volks-
republik mit etwa 7.000 Dollar noch 
immer relativ gering und für die drin-
gend erforderlichen weiteren Reformen 
sind verlässliche Austauschbeziehungen 
von zentraler Bedeutung.

Unter Xi Jinping ist der Aspekt der 
Integration in bestehende Ordnungsrah-
men ergänzt worden durch ein Element 
strategischer Reformen wesentlicher 
Pfeiler der weiterhin primär amerika-
nisch dominierten Weltordnung. Eine 

große Rolle spielt hierbei das Konzept 
der „umfassenden Macht“ (zonghe guo-
li), verstanden als die Summe des ökono-
mischen, politischen, militärischen und 
kulturellen Kapitals, das eine Nation zur 
Verfolgung eigener Interessen internatio-
nal in die Waagschale zu werfen imstan-
de ist. So hat die Volksrepublik in den 
vergangenen Jahren eine Reihe von 
grundlegenden Reformen angestoßen, 
die über das Potenzial verfügen, die glo-
balen Machtgewichte nachhaltig zu ver-
schieben. Hierbei ist z. B. an die Einrich-
tung von Kapitalinstitutionen wie der 
2015 ins Leben gerufenen Asiatischen 
Infrastrukturinvestmentbank (AIIB) zu 
denken, welche die Abhängigkeit von 
Geldgebern wie Weltbank und Welt-
währungsfond zu verringern helfen sol-
len. Auch der Ausbau zentraler Infra-
struktur findet weitgehend jenseits der 
öffentlichen Wahrnehmung statt.12 Ins-
besondere aber die neue „Weststrategie“ 
Chinas ist von globalem außenpoliti-
schem Interesse. Diese unter anderem 
vom Pekinger Politikwissenschaftler 
Wang Jisi propagierte13 und von Xi Jin-
ping unter dem Namen „One Belt, One 
Road“ implementierte Strategie basiert 
auf der Vorstellung eines Wiederaufle-
bens der alten Seidenstraßenrouten. 

Die Verbesserung der Infrastruktur 
und der Aufbau von Freihandelszonen 
entlang des bis zu den großen Seehäfen 
Europas reichenden Korridors ist der 
bislang wohl ambitionierteste Versuch 
der wirtschaftlichen Einbindung gerade 
auch zentral- und westasiatischer Staa-

Durch grundlegende REFORMEN 
möchte China die globalen Machtgewichte 
verschieben.
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ten in Chinas Handelsnetzwerke. Diese 
Stärkung regionaler Einflussnahme im 
bislang primär russischen Einflussgebiet 
widerspricht gelegentlich geäußerten 
Vorstellungen einer neuen Blockbildung 
zwischen Russland, wie auch die stell-
vertretende Außenministerin Fu Ying 
kürzlich klarmachte.14 China ist hinge-
gen bislang kein Mitglied der Transpazi-
fischen Partnerschaft (TPP), der im Feb-
ruar 2016 gegründeten größten Freihan-
delszone der Welt, deren Auswirkungen 
auf die Volksrepublik noch nicht in allen 
Facetten absehbar sind.15

Das Konzept der „umfassenden 
Macht“ beruht neben der wirtschaftli-
chen Komponente jedoch auch auf As-
pekten militärischer Stärke. Hier ist die 
Betonung maritimer Machtprojektionen 
unter Xi Jinping hervorzuheben,16 die 
jüngst etwa im Weißbuch der chinesi-
schen Regierung zur strategischen Aus-
richtung des Militärs deutlich wurde. 
Der Anspruch auf eine Führungsrolle 
im südostasiatischen Raum ist ohne 
eine entsprechende Flotte nicht durch-
setzbar und in Anbetracht des Ringens 
um Ressourcen und Handelsrouten im 
Südchinesischen Meer zu einem der 
problematischsten Felder der chinesi-
schen Außenpolitik geworden. Hier kol-
lidieren die propagierten Ideale von Ko-
operation und Win-win-Situationen mit 
einer historisch legitimierten Einfluss-
zonenpolitik. Die Definition einzelner 
Inselgruppen als Bestandteil des chine-
sischen Territoriums17 befeuert einen na-
tionalistisch aufgeheizten Diskurs, der 
einerseits die einheimische Bevölkerung 
hinter der Parteiführung zusammen-
schließen soll, andererseits aber hand-
feste ökonomische und strategische Mo-
tivationen enthält. Indem die politische 
Einflussnahme in Teilen des Südchinesi-
schen Meeres analytisch unscharf als 

nationales Kerninteresse benannt wur-
de,18 wie zuvor bereits etwa die nationa-
le Souveränität des Territoriums der VR 
China, die Verhinderung einer Unab-
hängigkeit Taiwans und das Recht auf 
einen eigenen Entwicklungsweg, zeigt 
sich die möglicherweise explosive Ver-
mischung von Machtpolitik und Han-
delsinteressen – trotz aller Betonung 
friedlicher Entwicklungsabsichten. 

Wenngleich Konflikte den wirt-
schaftlichen Entwicklungsinteressen 
der Volksrepublik abträglich wären, so 
werden sie im Falle der Verletzung von 
Kerninteressen als eine mögliche Opti-
on dargestellt, nicht zuletzt, um durch 
militärische Machtprojektion die eigene 
Position zu stärken. Da die Definition 
von Themenfeldern als nationale Kern-
interessen aber keineswegs fixiert ist, 
sondern situationsbedingt ausgeweitet 
und angepasst werden kann, dominiert 
Unsicherheit über die letztlichen Moti-
vationen der chinesischen Führung. Es 
ist daher weniger die Rhetorik von Ko-
operation, die zu einer Entschärfung der 
Situation beitragen kann, als verlässli-
ches politisches Handeln, in welchem 
die Gleichsetzung politischen Dissenses 
mit Diskursen nationaler Stärke oder 
Schwäche überwunden wird.

Zum Konzept der „umfassenden na-
tionalen Stärke“ zählt nicht zuletzt auch 
der Aspekt der kulturellen Anziehungs-
kraft. Nachdem das von Joseph Nye ge-
prägte Konzept von „soft power“ in den 
vergangenen Jahren bereits eine wichti-
ge Rolle in der chinesischen Außenpoli-
tik gespielt hat19 und eine Veränderung 
der internationalen Wahrnehmung Chi-
nas etwa durch fremdsprachige Publika-
tionen, Filme, Fernsehformate oder Ins-
titutionen wie die Konfuzius-Institute 
angestrebt hat, ist die Propagierung des 
„Chinesischen Traums“ zum Schwer-
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punkt der chinesischen Außendarstel-
lung unter Xi Jinping geworden. Das 
bewusst vage gehaltene Konzept erfolgt 
zumeist in selektiven Rückbezügen auf 
die Besonderheiten der chinesischen 
Kultur und Geschichte und stellt unter 
anderem die zuvor angeführten Aspekte 
der Friedfertigkeit der chinesischen Na-

tion heraus. Umso paradoxer erscheint 
die massive Zunahme an martialischer 
Rhetorik innerhalb der Partei zur Ab-
wehr „westlicher“ Werte, die den vor-
geblich neuen Charakter einer koopera-
tiven, vormaliges Blockdenken trans-
zendierenden Außenpolitik konterka-
riert. Vom berüchtigten „Dokument 
Nummer 9“,20 welches unter anderem 
Diskussionen über universelle Werte, 
unabhängige Justiz oder kritische Dis-
kussionen der eigenen Geschichte un-
tersagte, bis hin zur jüngsten Gleich-
schaltung der chinesischen Medien ist 
der aggressive, auf Machterhalt ausge-
richtete Ton der internen Parteirhetorik 
wenig geeignet, das Vertrauen in die of-
fiziellen Verlautbarungen der gegenwär-
tigen Führung nachhaltig zu stärken. 

Abschließende Bemerkungen
Aus historischer Perspektive betrachtet, 
ist der teils alarmistische Ton der aktu-
ellen Berichterstattung hinsichtlich ei-
nes zunehmend bestimmten außenpoli-

tischen Auftretens Chinas kein sicherer 
Indikator für einen fundamentalen 
Wandel der chinesischen Außenpolitik. 
Wie häufig sind in den vergangenen bei-
den Jahrzehnten bereits die Furcht vor 
der kommenden Dominanz Chinas, 
oder aber Szenarien eines unmittelbar 
bevorstehenden Zusammenbruchs der 
Parteiherrschaft diskutiert worden, 
während die Ursachen epochaler Ein-
schnitte wie der Proteste von 1989 weit-
gehend unentdeckt blieben. Auch wenn 
die Berichterstattung über China heute 
deutlich differenzierter und umfangrei-
cher als noch vor zwanzig oder auch nur 
vor zehn Jahren ist, gibt es, neben der 
stets unkalkulierbaren Größe des histo-
rischen Zufalls, viele Aspekte der chine-
sischen Politik, die intransparent blei-
ben, nicht vollständig von der Parteifüh-
rung kontrolliert werden können, oder 
in denen Außen- und Innendarstellung 
signifikant voneinander abweichen und 
daher einstweilen zu Zurückhaltung in 
der Bewertung mahnen. 

Bei aller Vorsicht vor vorschnellen 
Urteilen spricht derzeit jedoch Vieles für 
einen signifikanten Wandel in der chi-
nesischen Außenpolitik, der bereits ge-
gen Ende der Regierung Hu Jintao / 
Wen Jiabao erkennbar wurde, aber erst 
unter Xi Jinping klare Konturen an-
nimmt. Hierzu zählt die Positionierung 
der Volksrepublik als Großmacht auf 
internationalem Parkett, die sich strate-
gisch nunmehr einzig an den Vereinig-
ten Staaten orientiert und verstärkt auf 
Reformen der amerikanisch dominier-
ten Weltordnung drängt. Hierzu zählt 
auch die zunehmend offensive Benen-
nung und Verteidigung nationaler Kern-
interessen, die potenziell in einem Span-
nungsverhältnis zu den Zielen der Ver-
tiefung ökonomischer Beziehungen 
steht. Die chinesische Führung unter-

Die chinesische FRIEDFERTIGE Außen-
darstellung steht im Gegensatz zur 
aggressiven internen Parteirhetorik.
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nimmt große Anstrengungen, um ein 
„wilhelminisches Szenario“, einer in 
Krieg mündenden Großmachtrivalität, 
zu vermeiden. Eine wichtige Vorausset-
zung hierfür wäre eine ernsthafte Ausei-
nandersetzung mit der eigenen Ge-
schichte, statt einer Kombination aus 
politischer Instrumentalisierung und 
Tabuisierung, wie sie gegenwärtig zu 
beobachten ist.  ///
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ist Professor für Sinologie mit Schwer-
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